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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
Az: B 12 KR 114/10 B 
 
L 4 KR 5196/08 (LSG Baden-Württemberg) 
S 5 KR 1478/06 (SG Freiburg) 
 
 
 
………………………………………………………………………………………….………., 
 
 
 Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigter: …………………………………….., 
  
 
 

g e g e n 
 
Deutsche Rentenversicherung Bund, 
Ruhrstraße 2, 10709 Berlin, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin, 
 
beigeladen: 
 
…………………………………………………………………………………………………….. 
 
 
 
 
Der 12. Senat des Bundessozialgerichts hat am 25. Juli 2011 durch den 

Vorsitzenden Richter   Dr.  K r e t s c h m e r    sowie die Richter   Dr.  B e r n s d o r f f  

und   Dr.  M e c k e     

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Landes-

sozialgerichts Baden-Württemberg vom 8. Oktober 2010 wird als unzulässig verworfen. 

 

Die Klägerin trägt die Kosten des Beschwerdeverfahrens mit Ausnahme der Kosten des Bei-

geladenen. 

 

Der Streitwert wird auf 13 016,26 Euro festgesetzt. 
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G r ü n d e : 

 

I 

 

In dem der Beschwerde zugrunde liegenden Rechtsstreit wendet sich das klagende Pharma-

unternehmen - eine GmbH - gegen die Nachforderung von Rentenversicherungsbeiträgen für 

den Zeitraum 1.9.2003 bis 30.9.2004, in dem der Beigeladene bei ihr als sog Wissen-

schaftlicher Fachreferent im Außendienst beschäftigt war. Der Beigeladene ist approbierter Arzt 

und war nach Aufnahme einer zuvor ausgeübten Tätigkeit an einem Forschungsinstitut Mitglied 

des Versorgungswerks der Ärztekammer Berlin. Aus diesem Grunde war er durch die Beklagte 

1991 von der Versicherungspflicht in der gesetzlichen Rentenversicherung befreit worden. Auf-

grund einer Betriebsprüfung forderte die Beklagte mit Bescheid vom 28.10.2004 von der Kläge-

rin Rentenversicherungsbeiträge in Höhe von 13 016,26 Euro für den Beigeladenen nach, da 

die erteilte Befreiung nicht die in der streitigen Zeit vom Kläger ausgeübte Beschäftigung 

umfasse. Widerspruch, Klage und Berufung sind erfolglos geblieben. 

 

Mit ihrer Beschwerde wendet sich die Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil 

des LSG vom 8.10.2010. 

 

 

II 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des LSG ist un-

zulässig, denn die Klägerin hat in ihrer Begründung keinen Zulassungsgrund in der nach 

§ 160a Abs 2 Satz 3 SGG gebotenen Weise dargelegt oder bezeichnet. Sie ist deshalb in ent-

sprechender Anwendung von § 169 Satz 2 und 3 SGG zu verwerfen. 

 

Das BSG darf gemäß § 160 Abs 2 SGG die Revision gegen eine Entscheidung des LSG nur 

dann zulassen, wenn  

- die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat (Nr 1) oder 

- das angefochtene Urteil von der höchstrichterlichen Rechtsprechung abweicht (Nr 2) oder 

- bestimmte Verfahrensmängel geltend gemacht werden (Nr 3). 

Die Behauptung der inhaltlichen Unrichtigkeit der Berufungsentscheidung ist demgegenüber 

kein Zulassungsgrund. 

 

Die Klägerin beruft sich ausschließlich auf den Zulassungsgrund der grundsätzlichen 

Bedeutung (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG). Die grundsätzliche Bedeutung einer Rechtssache lässt 

sich nur darlegen, indem die Beschwerdebegründung ausführt, welche Rechtsfrage sich 

ernsthaft stellt, deren Klärung über den zu entscheidenden Einzelfall hinaus aus Gründen der 

Rechtseinheit oder Rechtsfortbildung im allgemeinen Interesse erforderlich 
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(Klärungsbedürftigkeit) und deren Klärung durch das Revisionsgericht zu erwarten 

(Klärungsfähigkeit) ist (BSG SozR 1500 § 160a Nr 60 und 65; BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 16 

mwN; vgl auch BVerfG SozR 3-1500 § 160a Nr 7). Die Beschwerdebegründung hat deshalb 

auszuführen, inwiefern die Rechtsfrage nach dem Stand von Rechtsprechung und Lehre nicht 

ohne Weiteres zu beantworten ist, und den Schritt darzustellen, den das Revisionsgericht zur 

Klärung der Rechtsfrage im allgemeinen Interesse vornehmen soll (BSG SozR 1500 § 160a 

Nr 31). Diesen Anforderungen genügt die Beschwerdebegründung nicht. 

 

Die Klägerin hält folgende Frage für klärungsbedürftig:  

"Ist die Tätigkeit eines Arztes als Wissenschaftlicher Fachreferent oder Pharmareferent, 

bei der Kenntnisse vorausgesetzt und angewendet werden, die aufgrund einer medizini-

schen Hochschulausbildung mit Prüfung sowie praktizierter ärztlicher Tätigkeit und Be-

handlung erworben wurden, eine berufsfremde Tätigkeit im Sinne des § 6 Abs. 1 S. 1 

Nr. 1 SGB VI?" 

 

Mit dieser Frage hat die Klägerin bereits keine Rechtsfrage von allgemeiner Bedeutung formu-

liert. Vielmehr verdeutlicht die Benennung der vertraglichen Bezeichnung der Beschäftigung 

des Beigeladenen bei der Klägerin und die Einbeziehung konkreter Umstände dieser 

Beschäftigung in die Fragestellung, dass diese in erster Linie nicht auf die Klärung einer 

abstrakten Rechtsfrage, sondern auf eine Entscheidung nach den Umständen des Einzelfalls 

gerichtet ist. 

 

Soweit sich die Fragestellung sowie die diesbezügliche Beschwerdebegründung generell auf 

die Klärung der für die Abgrenzung einer zur Befreiung von der Rentenversicherungspflicht 

führenden Beschäftigung oder Tätigkeit maßgeblichen Kriterien, insbesondere der Bedeutung 

landesrechtlicher Berufsordnungen hierfür, beziehen und insoweit über den Einzelfall 

hinausweisen soll, werden Klärungsbedürftigkeit und Klärungsfähigkeit nicht ordnungsgemäß 

dargelegt.  

 

Zur Klärungsfähigkeit hätte die Klägerin darlegen müssen, dass das BSG auf Grundlage der 

tatsächlichen Feststellungen des LSG im Falle der Zulassung der Revision über die aufgewor-

fene Rechtsfrage entscheiden könnte. Insbesondere hätte es Darlegungen zu den Feststellun-

gen des LSG über den Inhalt landesrechtlicher Berufs-, Kammer- und Versorgungsordnungen 

oder zu deren Revisibilität (vgl § 162 SGG) bedurft. Die einzige in der Beschwerdebegründung 

enthaltene Passage zur Klärungsfähigkeit beschränkt sich jedoch auf die Behauptung, dass im 

Falle der Beantwortung der formulierten Frage im Sinne der Klägerin zu ihren Gunsten zu ent-

scheiden sei. Damit greift die Klägerin nur einen einzelnen Aspekt der Klärungsfähigkeit auf, 

der allein jedoch nicht zu deren anforderungsgerechter Darlegung ausreicht. 
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Ausgehend von der durch die Klägerin formulierten Frage, genügt zur Darlegung der Klärungs-

bedürftigkeit nicht allein die Behauptung, das BSG habe im Zusammenhang mit der streitent-

scheidenden Norm noch nicht zu einer bestimmten Berufsgruppe entschieden und es gebe 

insoweit abweichende Entscheidungen der Instanzgerichte. Dies betrifft regelmäßig allein die 

Subsumtion konkreter Umstände unter diese Norm und keine klärungsbedürftige Rechtsfrage 

im Sinne des § 160 Abs 2 Nr 1 SGG, selbst wenn der Einzelfall beispielgebend für eine Vielzahl 

von Angehörigen dieser Berufsgruppe wäre. Vielmehr wäre zur Klärungsbedürftigkeit einer sich 

im Zusammenhang hiermit möglicherweise ergebenden abstrakten Rechtsfrage darzulegen, 

dass diese anhand der in Rechtsprechung und Literatur entwickelten abstrakten Grundsätze 

nicht zu beantworten ist. Konkret hätte dies vorliegend eine Auseinandersetzung jedenfalls mit 

der bisherigen Rechtsprechung des BSG zu § 6 Abs 1 Satz 1 Nr 1 SGB VI sowie dessen Vor-

gängernorm § 7 Abs 2 Angestelltenversicherungsgesetz - insbesondere dem vom LSG zitierten 

Urteil vom 22.10.1998 - B 5/4 RA 80/97 R (BSGE 83, 74 = SozR 3-2600 § 56 Nr 12) sowie den 

hierin zu Umfang und Grenzen der nach diesen Vorschriften erteilten Befreiung enthaltenen 

abstrakten Aussagen erfordert. Darlegungen hierzu sind in der Beschwerdebegründung nicht 

enthalten. 

 

Von einer weiteren Begründung sieht der Senat ab, da sie nicht geeignet ist, zur Klärung der 

Voraussetzungen der Revisionszulassung beizutragen (§ 160a Abs 4 Satz 2 Halbs 2 SGG). 

 

Die Kostenentscheidung folgt, da weder die Klägerin noch die Beklagte zu den in § 183 SGG 

genannten Personen gehören, aus § 197a SGG iVm § 154 Abs 2, § 162 Abs 3 VwGO. 

 

Der Streitwert für das Beschwerdeverfahren war gemäß § 197a Abs 1 Satz 1 Halbs 1 SGG iVm 

§ 63 Abs 2, § 52 Abs 1 und 3, § 47 Abs 1 und 3 GKG auf 13 016,26 Euro festzusetzen. 
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